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V. Juristisches .

Uber die Tätigkeit der Rheinschiffahrtsgerichte siehe Seite 265 der

Beilage des vorliegenden Berichts .

In ihrer Eigenschaft als zweite und letzte Reéchtsprechungsinstanz in den von den Rhein -

schiffahrtsgerichten abgeurteilten Sachen wurde die Kommission im Jahre 1933 mit vier Be -

rufungen in Zivilsachen befasst ( diese Anzahl hatte im Jahre 1932 , gleichfalls in Zivilsachen ,

7 betragen ) . Alle Sachen wurden erledigt .
Aus Anlass einer bei ihr anhängig gemachten Berufung gegen die Entscheidung eines

Schiffahrtsgerichts mit dem Sitz in den Niederlanden nahm die Zentral - Kommission , nachdem

sie festgestellt hatte , dass Stempelpapier Anwendung gefunden hatte und Gerichtsschreiberei -

Abgaben erhoben worden waren , eine Erklärung der Regierung der Niederlande zur Kenntnis ,

der zufolge 1. die irrtümlich erhobenen Gerichtsschreiberei - Abgaben zurückerstattet worden

waren , 2 . die Gerichtsvollzieher bei den zur Entscheidung in Rheinschiffahrtssachen zuständigen
Gerichten darauf aufmerksam gemacht worden waren , dass die Schriftstücke , die sie in diesen

Sachen zuzustellen haben , von der Stempelabgabe befreit sind .

Ein Auskunftsersuchen über die Rechtslage auf dem Gebiete der Vollstreckung der Er -

kenntnisse der Rheinschiffahrtsgerichte in Beligien und in der Schweiz wurde an die Zentral -

Kommission gerichtet ; die Kommission glaubte , im vorliegenden Falle dem Ersuchen nicht

stattgeben zu können .

Binnenschiffahrtsrecht .

Wie in den vorigen Jahren unterrichtete sich die Kommission auf ihrer ersten Tagung von

1933 über den Stand der Ratifizierung der von der Genfer Konferenz für Binnenschiffahrtsrecht

von 1930 angenommenen Ubereinkommen durch die einzelnen Staaten . Aus den abgegebenen
Erklärungen ergibt sich folgendes :

In Deutschland war die Prüfung der Ubereinkommen durch die beteiligten Verwaltungen
noch nicht beendet .

In Belgien waren die Gesetzentwürfe zur Ratifizierung der Genfer Ubereinkommen , die im

Jahre 1932 die Genehmigung des Ministerrats erhalten hatten , noch nicht eingebracht worden ,
weil die Prüfung derjenigen Massnahmen , die zu treffen sind , um die Landesgesetzgebung mit

den Ubereinkommen in Einklang au bringen , durch die Verwaltung noch nicht abgeschlossen

war .

In Frankreich wurden die Gesetzentwürfe zur Ratifizierung der Ubereinkommen über die

Vereinheitlichung bestimmter Regeln beim Zusammenstoss und über die Eintragung von Binnen -

schiffen , dingliche Rechte an solchen Schiffen und andere hiermit zusammenhängende Ange -
legenheiten sowie zur Angleichung der französischen Gesetze an diese Ubereinkommen am

9 . Dezember 1932 in der Deputiertenkammer eingebracht ; sie sind im März 1933 Gegenstand
eines befürwortenden Berichts gewesen .

In den Niederlanden war die von den Verwaltungen vorgenommene Prüfung noch nicht

zu Ende geführt .
In der Schweiz war die Einbringung eines Entwurfs im Laufe des Jahres vorgesehen .
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In Anbetracht des fortgeschrittenen Standes der Arbeiten , die zur Inkraftsetzung der oben

erwähnten Ubereinkommen führen sollen , wurde die Einberufung des Ausschusses für Binnen -

schiffahrtsrecht zur Bearbeitung folgender Gegenstände : Hilfeleistung und Rettung , vorläufige

Beschlagnahme und bürgerlich - rechtliche Zuständigkeit bei Zusammenstoss aufgeschoben .

Da Herr Rossetti sich infolge des Umfangs seiner gegenwärtigen Amtsgeschäfte gezwungen

sah , auf den Vorsitz in diesem Ausschuss zu verzichten , bestellte die Zentral - Kommission Herrn

Grafen Martin - Franklin zum Vorsitzenden .

S Ppren gel der Schiffahrtsgerichte .

Die Kommission nahm auf ihrer ersten Tagung eine Mitteilung der deutschen Delegation

über die Anderung der Anzahl und der Bezirke der Rheinschiffahrtsgerichte durch die badische

Regierung zur Kenntnis . Nach der Verordnung vom 13 . April 1932 sind nunmehr allein die

Amtsgerichte Lörrach , Kehl und Mannheim Rheinschiffahrtsgerichte erster Instanz . Das Land -

gericht Mannheim behält weiterhin seine Eigenschaft als Obergericht für Berufungen gegen

Urteile der Rheinschiffahrtsgerichte bei .
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